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 Minijobs Ehegattensplitting Haushaltsnahe Dienstleistungen 

Bündnis 
90/ Die 
Grünen 
 

Minijobs wollen wir in 
sozialversicherungspflichtige 
Beschäftigung überführen. 

Für neu geschlossene Ehen wollen 
wir eine individuelle Besteuerung 
mit übertragbarem Grundfreibetrag 
einführen. Paare, die bereits 
verheiratet sind, können sich 
zwischen Einzelveranlagung und 
Ehegattensplitting entscheiden. Das 
Faktorverfahren bei der Lohnsteuer 
werden wir zur Regel machen und die 
Steuerklasse 5 abschaffen. 

Es gilt, familienunterstützende Dienstleistungen zu 
fördern, zum Beispiel für ergänzende 
Kinderbetreuung oder haushaltsnahe 
Dienstleistungen. Das gilt besonders im 
Krankheitsfall, 
denn Kinder und Haushalt müssen trotzdem 
versorgt sein. 

CDU Minijobs bedeuten Flexibilität für 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer vieler 
mittelständischer Betriebe. Wir 
werden die Minijobgrenze von 450 
Euro auf 550 Euro pro Monat 
erhöhen und diese Grenze mit Blick 
auf die Entwicklung des Mindestlohns 
regelmäßig überprüfen. 

Wir halten am Ehegattensplitting 
fest und wollen unabhängig davon 
zusätzlich Ansätze entwickeln, um 
Kinder positiv zu berücksichtigen. Wir 
haben die finanzielle Situation von 
Familien spürbar verbessert, indem 
wir den Kinderfreibetrag und das 
Kindergeld zum 1. Januar 2021 
deutlich erhöht haben. 
Perspektivisch streben wir den 
vollen Grundfreibetrag für Kinder 
an und finden damit den Einstieg in 
ein Kindersplitting. Wir haben auch 
den steuerlichen Entlastungsbetrag 
für Alleinerziehende auf 4.008 Euro 
verdoppelt. Wir wollen ihn 
perspektivisch auf 5.000 Euro weiter 
erhöhen. 

Wir werden die steuerliche Berücksichtigung 
haushaltsnaher Dienstleistungen verbessern. 
Sie entlasten Familien im Alltag und schaffen mehr 
Zeit für Familie und Beruf. So verringern wir auch 
Schwarzarbeit und tragen zur sozialen Absicherung 
der häufig weiblichen Beschäftigten bei. 
 



Die 
Linke 

Mini- und Midijobs wollen wir in 
sozialversicherungspflichtige 
Arbeitsverhältnisse überführen. Ab 
dem ersten Euro muss für 
Unternehmen eine volle Pflicht zur 
Sozialversicherung gelten. 
 

Geschlechtergerechte 
Steuermodelle statt 
Ehegattensplitting. Das nicht 
ausgeschöpfte steuerliche 
Existenzminimum soll zwischen 
Eheleuten bzw. Lebenspartnern*innen 
übertragbar sein. 
 

DIE LINKE will die Rechte von Beschäftigten in 
Privathaushalten stärken. Arbeit in 
Privathaushalten (u.a. Reinigung, Pflege, 
Kinderbetreuung) soll v.a. über zertifizierte 
Agenturen, gemeinwohlorientierte oder kommunale 
Träger organisiert werden. Sie müssen 
Tarifverträge, unbefristete Beschäftigung, das 
Recht auf eine vertragliche 
Mindeststundenzahl, Arbeitsschutz und 
Weiterbildung für Beschäftigte garantieren. Um 
Überausbeutung zurückzudrängen, müssen 
Beschäftigte in Privathaushalten ohne Arbeits – 
und Aufenthaltsrechte die Möglichkeit einer 
Legalisierung erhalten. 

FDP Wir Freie Demokraten wollen die 
Minijob- und Midijob-Grenze 
erhöhen und dynamisch an den 
gesetzlichen Mindestlohn koppeln. 
Mit jeder Anpassung des 
Mindestlohns reduzieren sich heute 
die Stunden, die Beschäftigte im 
Rahmen eines Mini- beziehungsweise 
Midijobs arbeiten dürfen. Damit sind 
Mini- oder Midijobber von 
Erhöhungen durch die allgemeine 
Lohnentwicklung abgeschnitten. 
Das wollen wir ändern und so für 
mehr Leistungsgerechtigkeit sorgen. 

Wir Freie Demokraten wollen Familien 
und Alleinerziehende entlasten. Dazu 
wollen wir den Kinder und 
Auszubildendenfreibetrag sowie den 
Freibetrag für Alleinerziehende 
anheben. Am Splittingverfahren für 
Ehe- und eingetragene 
Lebenspartnerschaften wollen wir 
festhalten. Ebenso kann es sinnvoll 
sein, künftig stärker mit - von der 
Steuerschuld abzuziehenden - 
Steuergutschriften zu arbeiten. 
Dadurch wirken Freibeträge besser 
für die niedrigen und mittleren 
Einkommen. 

Auch die steuerliche Absetzbarkeit von 
Betreuungskosten, gesetzlichen 
Unterhaltsleistungen und haushaltsnahen 
Dienstleistungen wollen wir verbessern. 

SPD 
 

Die Corona-Krise hat erneut gezeigt, 
dass die soziale Sicherung der 
Minijobs unzureichend ist. 
Unser Ziel ist, alle 
Beschäftigungsverhältnisse in die 
soziale Sicherung einzubeziehen. 

Das geltende Steuerrecht befördert 
die klassische Arbeitsteilung zwischen 
Männern und Frauen. Das werden wir 
ändern und das Steuerrecht stärker 
auf Partnerschaftlichkeit ausrichten 
sowie die Steuerlast bei 

Wir werden durch eine besondere Förderung der 
haushaltsnahen Dienstleistungen die 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf verbessern, 
älteren Menschen helfen, möglichst lange in der 
eigenen Wohnung zu leben, Schwarzarbeit 
bekämpfen und den Personen, die bislang ohne 



Dabei wird es Übergänge für 
bestehende Arbeitsverhältnisse und 
Ausnahmen für bestimmte Gruppen 
wie zum Beispiel Rentner*innen 
geben. Um die Nettoeinkommen 
von gering Verdienenden zu 
erhöhen, heben wir die Gleitzone 
der Midi-Jobs auf 1.600 Euro an. In 
dieser Zone zahlen die Arbeitnehmer* 
innen geringere Beiträge, ohne dass 
sie dadurch einen geringeren 
Rentenanspruch haben. 

unterschiedlich hohen Einkommen 
zwischen den Eheleuten gerecht 
verteilen. 
Das Ehegattensplitting bildet die 
gesellschaftliche Realität nicht mehr 
ab und schließt viele Haushalte mit 
Kindern von dem gewährten 
Steuervorteil aus. Nutznießer sind 
stattdessen vor allem Alleinverdiener-
Ehepaare mit hohen Einkommen 
unabhängig von der Kinderzahl. Wir 
werden das Ehegattensplitting für 
neu geschlossene Ehen ändern. 
Die allermeisten Haushalte mit 
Kindern werden durch die 
Kindergrundsicherung finanziell 
bessergestellt werden. 
Normalverdienende auch ohne Kinder 
werden keine Einbußen erleiden. Für 
bestehende Ehen werden wir zudem 
ein Wahlrecht einführen. 

Sozialversicherung in den privaten Haushalten 
arbeiten, eine Absicherung bei Arbeitsunfällen oder 
Krankheit geben. Diese Förderung soll so 
ausgerichtet sein, dass sie auch von 
Geringverdiener*innen in Anspruch genommen 
werden kann. 

 


